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In Kürze 

Im April 2026 verabschiedete die Europäische Union die neue EU-Anti-

Korruptionsrichtlinie und setzte damit einen wichtigen Meilenstein auf dem Weg zu 

einem stärker harmonisierten und robusteren Rechtsrahmen zur Bekämpfung von 

Korruption in der EU. Die Richtlinie führt einheitliche Begriffsbestimmungen für 

Amtsträger ein, verschärft den Sanktionsrahmen für Unternehmen und erhöht die 

Anforderungen an wirksame unternehmensinterne Compliance-Systeme. Mit der bis 

2028 umzusetzenden nationalen Umsetzung wird sie zentrale bestehende EU-

Antikorruptionsinstrumente bündeln und in wesentlichen Teilen ablösen. 

 

Hintergrund und Gesetzgebungsverfahren 

Am 3. Mai 2023 stellte die EU-Kommission ein Anti-Korruptionspaket vor, darunter einen Vorschlag für eine neue 

EU-Anti-Korruptionsrichtlinie (COM (2023) 234).1 Der Vorschlag stützte sich unter anderem auf Artikel 82 Abs. 1 Buchst. d sowie 83 

Abs. 1 und 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union („AEUV“). Diese Bestimmungen ermächtigen die EU, 

Mindestvorschriften zur Festlegung von Straftatbeständen und Sanktionen im Bereich des Strafrechts zu erlassen. 

Nach intensiven Verhandlungen erzielten das Europäische Parlament und der Rat im Dezember 2025 eine vorläufige politische 

Einigung. 2 Die Richtlinie tritt 20 Tage nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. Die Mitgliedstaaten 

sind grundsätzlich verpflichtet, die Vorgaben innerhalb von 24 Monaten in nationales Recht umzusetzen. Für bestimmte 

Verpflichtungen im Zusammenhang mit nationalen Antikorruptionsstrategien und Korruptionsrisikobewertungen, gilt eine verlängerte 

Umsetzungsfrist von bis zu 36 Monaten. Unternehmen sollten daher davon ausgehen, dass die neuen Regelungen spätestens ab 

Sommer 2028 praktische Wirkung entfalten. 

 

 

1 Abrufbar unter: https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52023PC0234.  

2 Die englische Version ist abrufbar unter: https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16391-2025-REV-1/en/pdf.  
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Nach der Umsetzung ist zu erwarten, dass die Richtlinie die Durchsetzungs- und Compliance-Landschaft für in der EU tätige 

Unternehmen spürbar verändern wird. Insbesondere präzisiert und erweitert sie nicht nur korruptionsbezogene Straftatbestände, 

sondern führt auch strengere Sanktionsregime ein und erhöht die Erwartungen an präventive Compliance-Strukturen. 

Anwendungsbereich der Richtlinie und zentrale Begriffe 

a) Sachlicher Anwendungsbereich und Definitionen 

Die EU-Anti-Korruptionsrichtlinie erfasst ein breites Spektrum korruptionsbezogenen Verhaltens sowohl im öffentlichen als auch 

im privaten Sektor. Ihr Anwendungsbereich ist nicht auf grenzüberschreitende Sachverhalte beschränkt, sondern umfasst auch rein 

innerstaatliche Handlungen. Erstreckt werden die Regelungen auf Verhaltensweisen zulasten der EU-Institutionen, der Behörden 

der Mitgliedstaaten sowie im Rahmen privater wirtschaftlicher Tätigkeit. 

Der Richtlinie liegt ein funktionaler Beamtenbegriff („öffentlicher Bediensteter“) zugrunde. Erfasst werden damit nicht nur 

klassische Amtsträger, sondern auch Personen, die nach nationalem oder EU-Recht öffentliche Aufgaben wahrnehmen oder mit 

öffentlichen Verantwortlichkeiten betraut sind. 

Im Kern enthält die Richtlinie harmonisierte Tatbestandsdefinitionen der aktiven Korruption (Anbieten, Versprechen oder 

Gewähren eines unzulässigen Vorteils) sowie der passiven Korruption (Fordern, Sich-versprechen-Lassen oder Annehmen eines 

solchen Vorteils), sofern das Verhalten darauf abzielt, die pflichtgemäße Wahrnehmung von Aufgaben oder Funktionen zu 

beeinflussen. Der Begriff des „unzulässigen Vorteils“ ist weit gefasst und umfasst materielle ebenso wie immaterielle Vorteile. Eine 

Strafbarkeit kann auch dann vorliegen, wenn der Vorteil letztlich nicht gewährt oder entgegengenommen wird. 

Über klassische Bestechungstatbestände hinaus verpflichtet die Richtlinie die Mitgliedstaaten, auch korruptionsnahes Verhalten zu 

kriminalisieren, darunter Beihilfe, Unterstützung, Anstiftung sowie den Versuch. Zusätzlich adressiert sie weitere Deliktsformen wie 

den Missbrauch einer Funktion oder Stellung sowie den sogenannten Handel mit Einfluss („trading in influence“), lässt den 

Mitgliedstaaten hierbei jedoch Spielräume zur Anpassung an ihre jeweiligen nationalen Rechtstraditionen. 

Neben der strafrechtlichen Harmonisierung legt die Richtlinie einen deutlichen Schwerpunkt auf Prävention. Die Mitgliedstaaten sind 

verpflichtet, Maßnahmen zur systematischen Begrenzung von Korruptionsrisiken zu stärken. Dazu zählen insbesondere die 

Einrichtung oder Benennung spezialisierter Stellen für Korruptionsprävention und -verfolgung, Maßnahmen zur Sensibilisierung der 

Öffentlichkeit, Risikoanalysen zur Identifikation besonders korruptionsanfälliger Branchen sowie die Gewährleistung eines wirksamen 

Schutzes von Hinweisgebern. 

Sanktionen 

aa) Sanktionen gegen natürliche Personen 

Die Richtlinie führt harmonisierte Mindest  und Höchstanforderungen an strafrechtliche Sanktionen ein. Vorgesehen sind 

insbesondere wirksame Freiheitsstrafen für schwere Korruptionsdelikte sowie ergänzende Sanktionen wie Geldstrafen, die 

Enthebung aus dem Amt bzw. der Ausschluss von der Ausübung öffentlicher Ämter oder bestimmter beruflicher Tätigkeiten und die 

Einziehung von durch Korruption erlangten Vermögensvorteilen. Die jeweils festzulegende Höchstfreiheitsstrafe hat sich – abhängig 

von der Schwere des Delikts – im Bereich zwischen drei und fünf Jahren zu bewegen. 

bb) Haftung und Sanktionen von Unternehmen 

Ein zentrales Element der Richtlinie ist die deutliche Ausweitung der Haftung von Unternehmen. Die Mitgliedstaaten müssen 

sicherstellen, dass Unternehmen für Korruptionsdelikte verantwortlich gemacht werden können, wenn diese 

• zu ihrem Vorteil begangen wurden, 

• durch Personen in leitender Position erfolgen oder 

• auf einer unzureichenden Aufsicht oder Kontrolle durch die Unternehmensleitung beruhen. 



Für schwere Korruptionsdelikte verpflichtet die Richtlinie die Mitgliedstaaten, wirksame, verhältnismäßige und abschreckende 

Sanktionen gegen Unternehmen vorzusehen. Dazu zählen insbesondere Geldbußen von bis zu 5% des weltweiten jährlichen 

Gesamtumsatzes des Unternehmens. Alternativ können die Mitgliedstaaten feste Höchstbeträge von bis zu EUR 40 Millionen 

vorsehen. 

Neben finanziellen Sanktionen eröffnet die Richtlinie Raum für weitere Rechtsfolgen nach nationalem Recht. Dazu gehören unter 

anderem der Ausschluss von öffentlichen Vergabeverfahren, der Entzug von Genehmigungen oder Zulassungen sowie die 

Anordnung gerichtlicher Aufsicht- oder Abhilfemaßnahmen. Unternehmen sollten sich zudem auf eine erhöhte 

Verfahrensexponierung einstellen – sowohl im Hinblick auf Ermittlungen gegen einzelne Mitarbeitende als auch gegenüber dem 

Unternehmen selbst. 

c) Zu erwartende Auswirkungen auf deutsche Anti-Korruptionsvorschriften 

Die Umsetzung der EU-Antikorruptionsrichtlinie wird für den deutschen Gesetzgeber Anpassungen bestehender strafrechtlicher und 
ordnungswidrigkeitenrechtlicher Regelungen erforderlich machen. Zu den voraussichtlich wichtigsten Änderungen zählen 

insbesondere die Folgenden: 

• Erstens verlangt die Richtlinie eine Kriminalisierung von Korruption in bestimmten Dreipersonenkonstellationen, etwa 
wenn einem Intermediär ein unzulässiger Vorteil gewährt wird, um auf einen Amtsträger unzulässig Einfluss zu nehmen. 
Zwar erfasst das deutsche Recht bereits einzelne Formen der Einflussnahme, insbesondere im Zusammenhang mit 
gewählten Mandatsträgern (§ 108e StGB). Die bestehenden Vorschriften decken jedoch nicht sämtliche von der Richtlinie 

adressierten Konstellationen vollständig ab, sodass Erweiterungen erforderlich sein dürften.3 

• Zweitens verpflichtet die Richtlinie die Mitgliedstaaten, unabhängige Stellen einzurichten oder zu benennen, die für 
Korruptionsprävention, Koordinierung, Risikobewertung und die Entwicklung nationaler Antikorruptionsstrategien zuständig 
sind. In Deutschland besteht bislang keine zentralisierte, unabhängige Antikorruptionsbehörde mit einem derart 
umfassenden gesetzlichen Mandat. 

• Drittens genügt das derzeitige deutsche Sanktionsregime für Unternehmen nach §§ 30, 130 OWiG nicht den Anforderungen 
der Richtlinie im Hinblick auf die gesetzlichen Bußgeldobergrenzen. Tatsächlich liegt die derzeitige gesetzliche Obergrenze 
von EUR 10 Millionen bei Vorsatztaten deutlich unter den im EU-Recht vorgesehenen Bußgeldrahmen von bis zu 5% des 
weltweiten Jahresumsatzes oder alternativ bis zu EUR 40 Millionen für schwere Korruptionsdelikte, was eine 
gesetzgeberische Anpassung erforderlich macht. 

• Die Richtlinie verlangt außerdem, dass bestimmte Milderungsgründe bei der Sanktionierung von Unternehmen ausdrücklich 
berücksichtigt werden, darunter wirksame Compliance-Programme, interne Aufdeckungsmechanismen, Kooperation mit 
Behörden sowie Abhilfemaßnahmen. Zwar können solche Aspekte nach deutschem Recht bereits im Rahmen der 
Ermessensausübung bei der Bemessung von Geldbußen berücksichtigt werden, sie sind jedoch deutschen nicht 

ausdrücklich normiert und dürften künftig klarer gesetzlich verankert werden müssen. 

• Schließlich formuliert die Richtlinie Anforderungen an spezialisierte Ermittlungs- und Verfolgungsstellen für 
Korruptionsdelikte, insbesondere im Hinblick auf deren Unabhängigkeit sowie Schutzvorkehrungen gegen unzulässige 
Einflussnahme. Vor diesem Hintergrund könnten sich auch in Deutschland Diskussionen ergeben, da Staatsanwaltschaften 
einer hierarchischen Aufsicht unterliegen und formelle ministerielle Weisungsrechte bestehen. 

• Diese Punkte verdeutlichen, dass die Richtlinie nicht nur punktuelle Anpassungen einzelner Tatbestände erfordert, sondern 
strukturelle und systematische Auswirkungen auf das deutsche Antikorruptions- und Compliance-Regime haben wird. 

Empfohlene Maßnahmen für Unternehmen 

Angesichts der potenziell erheblichen Geldbußen von bis zu 5% des weltweiten Jahresumsatzes sollten in der EU tätige 

Unternehmen frühzeitig mit den Vorbereitungen auf den neuen Regulierungsrahmen beginnen. Dabei empfiehlt es sich insbesondere, 

folgende Maßnahmen in den Blick zu nehmen: 

 

 

3 Für mehr Informationen zu § 108e StGB siehe:  
https://insightplus.bakermckenzie.com/bm/attachment_dw.action?attkey=FRbANEucS95NMLRN47z%2BeeOgEFCt8EGQJsWJiCH2WAVkxTyloWy7GZCdzlkUxiWH&na
v=FRbANEucS95NMLRN47z%2BeeOgEFCt8EGQbuwypnpZjc4%3D&attdocparam=pB7HEsg%2FZ312Bk8OIuOIH1c%2BY4beLEAeDmqSIPiaxOE%3D&fromContentV
iew=1. 

https://insightplus.bakermckenzie.com/bm/attachment_dw.action?attkey=FRbANEucS95NMLRN47z%2BeeOgEFCt8EGQJsWJiCH2WAVkxTyloWy7GZCdzlkUxiWH&nav=FRbANEucS95NMLRN47z%2BeeOgEFCt8EGQbuwypnpZjc4%3D&attdocparam=pB7HEsg%2FZ312Bk8OIuOIH1c%2BY4beLEAeDmqSIPiaxOE%3D&fromContentView=1
https://insightplus.bakermckenzie.com/bm/attachment_dw.action?attkey=FRbANEucS95NMLRN47z%2BeeOgEFCt8EGQJsWJiCH2WAVkxTyloWy7GZCdzlkUxiWH&nav=FRbANEucS95NMLRN47z%2BeeOgEFCt8EGQbuwypnpZjc4%3D&attdocparam=pB7HEsg%2FZ312Bk8OIuOIH1c%2BY4beLEAeDmqSIPiaxOE%3D&fromContentView=1
https://insightplus.bakermckenzie.com/bm/attachment_dw.action?attkey=FRbANEucS95NMLRN47z%2BeeOgEFCt8EGQJsWJiCH2WAVkxTyloWy7GZCdzlkUxiWH&nav=FRbANEucS95NMLRN47z%2BeeOgEFCt8EGQbuwypnpZjc4%3D&attdocparam=pB7HEsg%2FZ312Bk8OIuOIH1c%2BY4beLEAeDmqSIPiaxOE%3D&fromContentView=1
https://insightplus.bakermckenzie.com/bm/attachment_dw.action?attkey=FRbANEucS95NMLRN47z%2BeeOgEFCt8EGQJsWJiCH2WAVkxTyloWy7GZCdzlkUxiWH&nav=FRbANEucS95NMLRN47z%2BeeOgEFCt8EGQbuwypnpZjc4%3D&attdocparam=pB7HEsg%2FZ312Bk8OIuOIH1c%2BY4beLEAeDmqSIPiaxOE%3D&fromContentView=1


• Überprüfung und Aktualisierung bestehender Antikorruptions-Risikobewertungen, insbesondere mit Blick auf 
grenzüberschreitende Aktivitäten sowie Kontakte zu öffentlichen und privaten Geschäftspartnern innerhalb der EU. 

• Bewertung bestehender Compliance-Programme im Hinblick auf sich herausbildende EU-Standards, insbesondere in 
Bezug auf „tone from the top“, interne Kontrollmechanismen, Drittparteien-Management und Dokumentation. 

• Überprüfung der Incident-Response- und Untersuchungsprozesse, einschließlich der Vorbereitung auf mögliche 
Parallelverfahren gegen natürliche Personen und das Unternehmen selbst. 

• Laufende Beobachtung der nationalen Umsetzungsentwicklungen in wichtigen Jurisdiktionen, um gesetzgeberische 
Entwicklungen und künftige Durchsetzungsschwerpunkte frühzeitig antizipieren zu können. 
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